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Allgemeine  Vertragsbe stimm ungen für Architekten - 
und Ingenieurleistungen von HAMBURG WASSER 
(Hamburger Wasserwerke GmbH (HWW) und  
Hamburger Stadtentwässerung AöR (HSE)) 

AVB-Ing - HW 
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§ 1 Allgemeine Pflichten des Auftragnehmers 
 
(1) Die Leistungen müssen den allgemein anerkannten 

Regeln der Technik, dem Grundsatz der Wirtschaft-
lichkeit und den öffentlich-rechtlichen Bestimmungen 
entsprechen sowie den örtlichen Verhältnissen 
Rechnung tragen. 
 
Das technische und vertragliche Regelwerk gilt in der 
bei Vertragsabschluss gültigen Fassung. 

 
(2) Der Auftragnehmer hat insbesondere zu beachten 

- die Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistun-
gen - VOB -, 

- die Verdingungsordnung für Leistungen (ausge-
nommen Bauleistungen) - VOL -. 

 
(3) Als Sachwalter seines Auftraggebers darf der Auf-

tragnehmer keine Unternehmer- oder Lieferantenin-
teressen vertreten. 

 
(4) Der Auftragnehmer hat seinen Leistungen die schrift-

lichen Anordnungen und Anregungen des Auftrag-
gebers zugrunde zu legen und etwaige Bedenken 
hiergegen dem Auftraggeber unverzüglich schriftlich 
mitzuteilen; er hat seine Leistungen vor ihrer endgül-
tigen Ausarbeitung mit dem Auftraggeber und den 
anderen fachlich Beteiligten (vgl. § 2) abzustimmen. 
 
Der Auftragnehmer hat sich rechtzeitig zu vergewis-
sern, ob seinen Leistungen öffentlich-rechtliche Hin-
dernisse und Bedenken entgegenstehen. 
 
Etwaige Forderungen von Dritten, insbesondere von 
Trägern öffentlicher Belange, hat der Auftragnehmer 
unverzüglich dem Auftraggeber schriftlich mitzutei-
len. 
 
Die Haftung des Auftragnehmers für die Richtigkeit 
und Vollständigkeit seiner Leistungen wird durch An-
erkennung oder Zustimmung des Auftraggebers 
nicht eingeschränkt. 

 
(5) Nicht vereinbarte Leistungen, die der Auftraggeber 

zur Herstellung der baulichen Anlage fordert, hat der 
Auftragnehmer mit zu übernehmen; die Vergütung 
hierfür hat der Auftragnehmer vor Leistungsbeginn 
mit dem Auftraggeber zu vereinbaren. Das gleiche 
gilt für Änderungen der vereinbarten Leistung; in sol-
chen Fällen richtet sich das Honorar nach den Ermitt-
lungsgrundlagen der vereinbarten Leistung. Notwen-
dige Überarbeitungen der Unterlagen bei unverän-
derter Aufgabenstellung und bei nur unwesentlich 
veränderten Forderungen begründen keinen An-
spruch auf zusätzliche Vergütung. 

 
(6) Wird erkennbar, dass ein vorgegebener Kostenrah-

men nicht ausreicht, so hat der Auftragnehmer den 
Auftraggeber über die voraussichtlichen Mehrkosten 
unverzüglich zu unterrichten und mögliche Einspa-
rungen aufzuzeigen. 

 
(7) Der Auftragnehmer hat die ihm übertragenen Leis-

tungen in seinem Büro zu erbringen. Nur mit vorheri-
ger schriftlicher Zustimmung des Auftraggebers ist 
eine Unterbeauftragung zulässig. 

 

§ 2 Zusammenarbeit zwischen Auftraggeber, Auf-
tragnehmer und anderen fachlich Beteiligten 

 
(1) Der Auftraggeber unterrichtet den Auftragnehmer 

rechtzeitig über die Leistungen, die andere fachlich 
Beteiligte zu erbringen haben und über die mit die-
sen vereinbarten Termine/Fristen. 

 
(2) Der Auftragnehmer ist verpflichtet, den anderen 

fachlich Beteiligten die notwendigen Angaben und 
Unterlagen so rechtzeitig zu liefern, dass diese ihre 
Leistungen ordnungsgemäß erbringen können. 

 
(3) Wenn während der Ausführung der Leistungen Mei-

nungsverschiedenheiten zwischen dem Auftragneh-
mer und den anderen fachlich Beteiligten auftreten, 
hat der Auftragnehmer unverzüglich schriftlich die 
Entscheidung des Auftraggebers herbeizuführen. 

 

§ 3 Vertretung des Auftraggebers durch den Auf-
tragnehmer 

 
(1) Der Auftragnehmer ist zur Wahrung der Rechte und 

Interessen des Auftraggebers im Rahmen der ihm 
übertragenen Leistungen berechtigt und verpflichtet. 
Er hat den Auftraggeber unverzüglich über Umstän-
de zu unterrichten, aus denen sich Ansprüche gegen 
mit der Bauausführung beauftragte Unternehmen er-
geben können. Die Geltendmachung derartiger An-
sprüche obliegt dem Auftraggeber. 

 
(2) Den Auftraggeber bindende Erklärungen, insbeson-

dere solche mit finanziellen Verpflichtungen, darf der 
Auftragnehmer nicht abgeben. Dies gilt auch für den 
Abschluss, die Änderung und Ergänzung von Verträ-
gen sowie für die Vereinbarung neuer Preise. 

 
(3) Der Auftragnehmer darf unbeschadet § 2 Abs. 2 

Dritten ohne Einwilligung des Auftraggebers keine 
Unterlagen aushändigen und keine Auskunft geben, 
die sich auf die Baumaßnahme beziehen. 

 

§ 4 Auskunftspflicht des Auftragnehmers 
 

Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber auf Anfor-
derung über seine Leistungen unverzüglich und ohne 
besondere Vergütung sowohl mündlich als auch 
schriftlich Auskunft zu erteilen, bis das Rech-
nungsprüfungsverfahren für die Baumaßnahme für 
abgeschlossen erklärt ist. 

 

§ 5 Herausgabeanspruch des Auftraggebers 
 

Die von dem Auftragnehmer zur Erfüllung dieses Ver-
trages angefertigten Unterlagen - Pläne, Zeichnun-
gen oder sonstige Unterlagen, in schriftlicher oder di-
gitaler Form - sind an den Auftraggeber herauszuge-
ben; sie werden dessen Eigentum. Die dem Auftrag-
nehmer überlassenen Unterlagen sind dem Auftrag-
geber spätestens nach Erfüllung seines Auftrages zu-
rückzugeben. Zurückbehaltungsrechte, die nicht auf 
diesem Vertragsverhältnis beruhen, sind ausge-
schlossen. 
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§ 6 Urheberrecht 
 
(1) Der Auftraggeber darf die Unterlagen für die im Ver-

trag genannte Baumaßnahme ohne Mitwirkung des 
Auftragnehmers nutzen und ändern; dasselbe gilt 
auch für das ausgeführte Werk. Der Auftraggeber 
wird den Auftragnehmer vor wesentlichen Änderun-
gen eines nach dem Urheberrecht geschützten Wer-
kes -soweit zumutbar- anhören. Der Auftraggeber 
wird sein Nutzungsinteresse mit dem Bestandsinte-
resse des Urheberrechtsberechtigten abwägen und 
eine möglichst geringe Beeinträchtigung des Werkes 
der Baukunst anstreben. 

 
(2) Der Auftraggeber hat das Recht zur Veröffentlichung 

unter Namensangabe des Auftragnehmers. Der Auf-
tragnehmer bedarf zur Veröffentlichung der vorheri-
gen schriftlichen Zustimmung des Auftraggebers. 

 

§ 7 Zahlungen 
 
(1) Auf Anforderung des Auftragnehmers werden Ab-

schlagszahlungen in Höhe von 95 v. H. der verein-
barten Vergütung für die nachgewiesenen Leistun-
gen einschließlich Umsatzsteuer gewährt. 

 
(2) Eine Teilschlusszahlung einschließlich Umsatzsteuer 

wird für in sich abgeschlossene vertragsgemäß er-
brachte Leistungen gewährt, wenn dies im Vertrag 
vereinbart ist, die für die Berechnung des Honorars 
maßgebenden anrechenbaren Kosten feststehen 
und der Auftragnehmer eine prüfbare Rechnung ein-
gereicht hat. 
 
Die Schlusszahlung für die übrigen Leistungen wird 
fällig, wenn die Kosten für die Berechnung der Ver-
gütung feststehen und der Auftragnehmer alle Leis-
tungen aus dem Vertrag erbracht und eine prüffähige 
Schlussrechnung eingereicht hat. 
 
Alle Rechnungen (einschließlich Nachweise für Ne-
benkosten) sind im Original einzureichen. 

 
(3) Wird nach Annahme der Schlusszahlung (Teil-

schlusszahlung) festgestellt, dass die Vergütung ab-
weichend vom Vertrag oder aufgrund unzutreffender 
anrechenbarer Kosten ermittelt wurde, so ist die Ab-
rechnung zu berichtigen. Das gleiche gilt bei Auf-
maß-, Rechen- oder Übertragungsfehlern. Auftrag-
geber und Auftragnehmer sind verpflichtet, die sich 
danach ergebenden Beträge zu erstatten. Sie kön-
nen sich nicht auf einen etwaigen Wegfall der Berei-
cherung (§ 818 Abs. 3 BGB) berufen. 

 
(4) Im Falle einer Überzahlung hat der Auftragnehmer 

den überzahlten Betrag zu erstatten. 
Leistet er innerhalb von 14 Kalendertagen nach Zu-
gang des Rückforderungsschreibens nicht, befindet 
er sich ab diesem Zeitpunkt mit seiner Zahlungsver-
pflichtung in Verzug und hat Verzugszinsen in Höhe 
von 8 % über dem Basiszinssatz des § 247 BGB zu 
zahlen. 
Auf einen Wegfall der Bereicherung kann sich der 
Auftragnehmer nicht berufen. 

 
(5) Die Verjährung der Honorarforderung beginnt grund-

sätzlich mit der Erteilung einer prüffähigen Schluss-
rechnung. Die Verjährung einer auf eine nicht prüffä-

hige Honorarschlussrechnung gestützten Forderung 
beginnt spätestens, wenn die Frist von 2 Monaten 
abgelaufen ist, ohne dass der Auftraggeber substan-
tiierte Einwendungen gegen die Prüffähigkeit vorge-
bracht hat. Ist die Rechnung nur teilweise prüffähig, 
beginnt die Verjährung der Honorarschlussrechnung 
grundsätzlich erst mit der Erstellung einer insgesamt 
prüffähigen Schlussrechnung. 

 

§ 8 Abtretung 
 

Forderungen des Auftragnehmers gegen den Auf-
traggeber können ohne Zustimmung des Auftragge-
bers nur abgetreten werden, wenn sich die Abtretung 
auf alle Forderungen in voller Höhe aus dem genau 
bezeichneten Auftrag einschließlich aller etwaigen 
Nachträge erstreckt. 
Teilabtretungen sind nur mit schriftlicher Zustimmung 
des Auftraggebers gegen ihn wirksam. 
§§ 398 ff BGB, 354a HGB bleiben unberührt. 

 

§ 9 Kündigung 
 
(1) Auftraggeber und Auftragnehmer können den Ver-

trag nur aus wichtigem Grund schriftlich kündigen. 
Einer Kündigungsfrist bedarf es nicht. 
 
Ein wichtiger Grund liegt auch vor, wenn die Bau-
maßnahme nicht durchgeführt oder nicht weiterge-
führt wird. 

 
(2) Hat der Auftraggeber den Kündigungsgrund zu ver-

treten, so sind die bis dahin vertragsgemäß erbrach-
ten und nachgewiesenen Leistungen zu vergüten. 
Für die nicht erbrachten Leistungen erhält der Auf-
tragnehmer Ersatz für die nachgewiesenen notwen-
digen Aufwendungen zuzüglich entgangenem Ge-
winn, sofern nicht die Vertragsparteien etwas ande-
res vereinbaren (z. B. den Abschluss eines gleich-
wertigen Ersatzvertrages). 

 
(3) Hat der Auftragnehmer den Kündigungsgrund zu 

vertreten, so sind nur die bis dahin vertragsgemäß 
erbrachten, in sich abgeschlossenen und nachge-
wiesenen Leistungen zu vergüten und die für diese 
nachweisbar entstandenen notwendigen Nebenkos-
ten zu erstatten. Der Schadensersatzanspruch des 
Auftraggebers bleibt unberührt. 

 
(4) Bei einer vorzeitigen Beendigung des Vertragsver-

hältnisses bleiben insbesondere die Ansprüche der 
Vertragsparteien aus den §§ 4 bis 6 unberührt. 

 

§ 10 Haftung und Verjährung von Mängel- und Scha-
densersatzansprüchen 

 
(1) Mängel- und Schadensersatzansprüche des Auf-

traggebers richten sich nach den gesetzlichen Vor-
schriften, soweit nachfolgend nichts anderes verein-
bart ist. 

 
(2) Die Verjährung von Mängel- und Schadensersatzan-

sprüchen richtet sich nach den gesetzlichen Vor-
schriften. 
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§ 11 Haftpflichtversicherung 
 
(1) Der Auftragnehmer muss eine Berufshaftpflichtversi-

cherung nachweisen. Er hat zu gewährleisten, dass 
zur Deckung eines Schadens aus dem Vertrag Ver-
sicherungsschutz in Höhe der im Vertrag genannten 
Deckungssumme besteht. Es ist der Nachweis zu 
erbringen, dass die Maximierung der Ersatzleistung 
mindestens das Zweifache der Versicherungssumme 
beträgt. Bei Arbeitsgemeinschaften muss Versiche-
rungsschutz für jedes Mitglied bestehen. 

 
(2) Der Auftragnehmer hat vor dem Nachweis des Ver-

sicherungsschutzes keinen Anspruch auf Leistungen 
des Auftraggebers. Der Auftraggeber kann Zahlun-
gen vom Nachweis des Fortbestehens des Versiche-
rungsschutzes abhängig machen. 

 
(3) Der Auftragnehmer ist zur unverzüglichen schriftli-

chen Anzeige verpflichtet, wenn und soweit Deckung 
in der vereinbarten Höhe nicht mehr besteht. 

 

§ 12 Erfüllungsort, Streitigkeiten, Gerichtsstand 
 
(1) Es gilt deutsches Recht. 
 
(2) Erfüllungsort für die Leistungen des Auftragnehmers 

ist die Baustelle, soweit diese Leistungen dort zu er-
bringen sind, im Übrigen der Sitz des Auftraggebers. 

 
(3) Gerichtsstand ist Hamburg. 
 
(4) Streitigkeiten berechtigen den Auftragnehmer nicht, 

die Arbeiten einzustellen. 
 

§ 13 Arbeitsgemeinschaft 
 
(1) Sofern eine Arbeitsgemeinschaft Auftragnehmer ist, 

übernimmt das mit der Vertretung beauftragte, im 
Vertrag genannte Mitglied die Federführung. 
 
Es vertritt alle Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft 
dem Auftraggeber gegenüber. Beschränkungen sei-
ner Vertretungsbefugnis, die sich aus dem Arbeits-
gemeinschaftsvertrag ergeben, sind gegenüber dem 
Auftraggeber unwirksam. 

 
(2) Für die Erfüllung der vertraglichen Verpflichtungen 

haftet jedes Mitglied der Arbeitsgemeinschaft auch 
nach deren Auflösung gesamtschuldnerisch. 

 
(3) Die Zahlungen werden mit befreiender Wirkung für 

den Auftraggeber ausschließlich an den im Vertrag 
genannten Vertreter der Arbeitsgemeinschaft oder 
nach dessen schriftlicher Weisung geleistet. Dies gilt 
auch nach Auflösung der Arbeitsgemeinschaft. 

 

§ 14 Werkvertragsrecht 
 

Die Bestimmungen über den Werkvertrag (§§ 631 ff 
BGB) finden ergänzend Anwendung. 

 

§ 15 Schriftform 
 

Änderungen und Ergänzungen des Vertrages bedür-
fen der Schriftform. 

 

§ 16 Umsatzsteuer 
 

Die Umsatzsteuer ist gemäß Umsatzsteuergesetz 

- in Abschlagsrechnungen mit dem zum Zeitpunkt 
des Entstehens der Steuer 

- in Teilschluss- und Schlussrechnungen mit dem 
zum Zeitpunkt des Bewirkens der Leistung 

geltenden Steuersatz anzusetzen; bei Überschreiten 
von Vertragsfristen, die der Auftragnehmer zu vertre-
ten hat, gilt der bei Fristablauf maßgebende Steuer-
satz. 

 

§ 17 Ökologische Grundsätze 
 
(1) Die zum Einsatz kommenden Stoffe und Verfahren 

dürfen keine unmittelbaren oder mittelbaren schädli-
chen Auswirkungen auf das Oberflächen- und 
Grundwasser haben. 

 
(2) Die Umwelterklärung von HAMBURG WASSER 

(EMAS) ist in der jeweils gültigen Fassung zu beach-
ten. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, die für die 
Planung und Durchführung einer Maßnahme erfor-
derlichen Informationen zur Beachtung der Umwelt-
belange einzuholen. 

 


